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24. Sitzung 

Bonn, den 28. September 1983 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröff-
net. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesord-
nungspunkt 1 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/407 — 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Forschung und Technologie. Die Fra-
gestellerin der Frage 1, Frau Abgeordnete Simonis, 
bittet um schriftliche Beantwortung. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für wirtschaftliche Zusammenarbeit auf. Zur 
Beantwortung steht der Parlamentarische Staatsse-
kretär Dr. Köhler zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 2 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Ehmke (Ettlingen) auf: 

Trifft es zu, daß das Bundesministerium für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit der Firma Lahmeyer, Frankfurt am 
Main, über die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
einen Auftrag zur Verbeserung der Stromversorgung in der 
Dominikanischen Republik erteilte, und wie hoch ist gegebe-
nenfalls das Auftragsvolumen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit: Frau Prä-
sidentin! Herr Kollege, ich beantworte Ihre Frage 
wie folgt. Die Bundesregierung hat aus Mitteln der 
Technischen Zusammenarbeit 4,48 Millionen DM 
für den Einsatz einer Beratergruppe bei der staatli-
chen dominikanischen Elektrizitätsgesellschaft be-
reitgestellt. Aufgabe der Beratergruppe war es, die 
dominikanische Elektrizitätsgesellschaft bei der 
Beseitigung schwerer Schäden vornehmlich an 
Kraftwerken zu unterstützen, die im August/Sep-
tember 1979 durch Naturkatastrophen, die beiden 
Wirbelstürme Frederick und David, angerichtet 
worden waren. Hilfe zur Beseitigung schwerer 
Schäden am Stromverteilungssystem wurde durch 
die Vereinigten Staaten geleistet. 

Die Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit 
hat sich zur Durchführung der erforderlichen Maß-
nahmen des Firmenkonsortiums Lahmeyer/Deut-
sche Energieconsult, DECON, bedient. In der Bera-
tergruppe wurden zeitweilig bis zu vier Fachkräfte 

dieses Konsortiums eingesetzt. Das Vorhaben wird 
zum 31. Dezember 1983 beendet. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Habe ich Sie 
richtig verstanden, daß die Vereinigten Staaten die 
Verbesserung der Stromversorgungsnetze durch-
führen werden und die Bundesrepublik Deutsch-
land nicht in irgendeiner Form an dieser Verbesse-
rung beteiligt sein wird? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: In der Tat, ich 
habe darauf hingewiesen, daß die Hilfe bei der Be-
seitigung der Schäden im Verteilungssystem von 
den Vereinigten Staaten geleistet wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Haben Sie noch eine 
Zusatzfrage? — Das ist nicht der Fall. 
Dann rufe ich auch die Frage 3 des Herrn Abge-

ordneten Dr. Ehmke (Ettlingen) auf: 
Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zielsetzung des 

Auftrags auf Verbesserung der Staudämme zur Stromerzeu-
gung ausgerichtet ist, statt auf die wesentlich sinnvollere 
Verbesserung der Netzverhältnisse (bei Leitungsverlusten 
von ca. 50 v. H.), und wird die Bundesregierung die offen-
sichtlich unzureichende Effizienzprüfung dieses GTZ-Projek-
tes nochmal und umfassender durchführen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im 
Vordergrund des Vorhabens stand die Beseitigung 
von Schäden an Einrichtungen zur Elektrizitätsver-
sorgung, insbesondere an den Stromerzeugungsan-
lagen. Die Tätigkeit der Beratergruppe erstreckte 
sich dabei auch auf Reparaturarbeiten an Stauanla-
gen sowie im Netzbereich. 
Die Maßnahmen der Technischen Zusammenar-

beit werden ergänzt durch die Finanzierung von 
Umspannstationen, die der Verbesserung der 
Stromverteilung dienen. Hierfür wurden im Wege 
der Mischfinanzierung 14 Millionen DM bereitge-
stellt, 10 Millionen DM aus Mitteln der Finanziellen 
Zusammenarbeit und 4 Millionen DM Finanzkredit 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Ehmke. 
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Dr. Ehmke (Ettlingen) (GRÜNE): Stimmen Sie mir 
zu, daß es auch schon mit gesundem Menschenver-
stand zu erkennen ist, daß die Hauptmaßnahmen 
im Bereich der Verbesserung des Leitungsnetzes 
statt der Verbesserung der Energieerzeugungsanla-
gen zu sehen sein müßten? 

Dr. Köhler, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann dem insoweit nicht zustimmen, weil man 
nicht allein die Schäden am Leitungsnetz beseiti-
gen und die Schäden, die durch die Naturkatastro-
phen im Erzeugungsbereich aufgetreten sind, auf 
sich beruhen lassen kann. Beides gehört zusam-
men. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. Schönen Dank, Herr Staatssekretär. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung steht 
der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Sprung 
zur Verfügung. Die Fragen 4 und 5 des Abgeordne-
ten Wolfram (Recklinghausen) und die Frage 6 des 
Abgeordneten Hoffmann (Saarbrücken) werden auf 
Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 
Ich rufe die Frage 7 des Herrn Abgeordneten Dr. 

Göhner auf. — Er ist nicht im Saal. Diese Frage und 
auch die Frage 8 des Abgeordneten Dr. Göhner wer-
den nicht beantwortet. 
Ich rufe Frage 9 des Herrn Abgeordneten Schulze 

(Berlin) auf. — Er ist auch nicht da. Bei dieser und 
auch bei der Frage 10 des Abgeordneten Schulze 
(Berlin) wird nach der Geschäftsordnung verfah-
ren. 
Ich rufe die Frage 11 des Herrn Abgeordneten 

Müller (Wadern) auf: 
Treffen Zeitungsmeldungen zu („Welt am Sonntag", vom 

18. September 1983 von Paul C. Martin „Auf dem Schlauch"), 
nach denen bekannt sein soll, daß der DDR-Staatsratsvorsit-
zende Erich Honecker „seine Westhändler angewiesen hat, 
weltmarktgängige Waren wie Stahl und Chemieprodukte mit 
langen Zahlungszielen einzukaufen und sie gleich wieder 
weit unter Weltmarktpreisen zu verramschen", und wenn ja, 
welche Folgerungen zieht die Bundesregierung daraus? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Wirtschaft: Herr Müller, der Bundesregie-
rung sind keine derartigen Weisungen des DDR-
Staatsratsvorsitzenden bekannt. Deshalb können 
entsprechende Zeitungsmeldungen auch nicht be-
stätigt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller. 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
liegen der Bundesregierung Zahlenangaben dar-
über vor, in welcher Größenordnung Stahllieferun-
gen aus der Bundesrepublik in die DDR mit Kom-
pensationsgeschäften abgewickelt werden? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Es werden zwar 
Zahlen über die Lieferungen, die in die DDR getä-
tigt werden, vorliegen, aber ich habe die Zahlen hier 
nicht verfügbar. Ich werde Ihnen diese Zahlen 
nachreichen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Dann rufe ich die Frage 12 des Herrn Abgeordne-

ten Müller (Wadern) auf: 
Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, in 

welchem Umfang und zu welchen Preisen aus der Bundesre-
publik Deutschland Stahl in die DDR geliefert wird, und in 
welchem Umfang und zu welchem Preis dieser Stahl wie-
derum in die Bundesrepublik Deutschland verkauft wird? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Müller, Ge-
schäfte, bei denen Waren, also auch Eisen- und 
Stahlerzeugnisse, im Rahmen des innerdeutschen 
Handels in die DDR geliefert und anschließend 
wieder bezogen werden, werden nicht genehmigt. 
Derartige Geschäfte sind der Bundesregierung 
auch nicht bekannt. Die Bundesregierung würde ge-
gen derartige Geschäfte, die dem Gedanken des bi-
lateralen Verrechnungsverkehrs widersprechen, 
mit allen Mitteln vorgehen, die ihr zur Verfügung 
stehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter. 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist die Bundesregierung in der Lage — in Ergän-
zung zu dieser Frage —, für die zurückliegenden 
drei Jahre anzugeben, wieviel Stahl zu welchen 
Preisen aus der Bundesrepublik in die DDR gelie-
fert wurde bzw. ob es auch solche Rücklieferungen 
gegeben hat? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Ich kann Ihnen 
auch hierzu versprechen, daß wir Ihnen die Zahlen 
zuschicken werden. Ich war nicht darauf vorberei-
tet, daß Sie solche statistischen Angaben wünschen. 
Wir werden Ihnen, wie gesagt, die Zahlen zur Verfü-
gung stellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist der Bundesregierung bekannt, welche durch-
schnittlichen Zahlungsziele bei Stahlgeschäften 
zwischen der Bundesrepublik und der DDR einge-
räumt werden, und wäre die Bundesregierung gege-
benenfalls in der Lage, die Zinsverluste gegenüber 
handelsüblichen Stahlgeschäften zu quantifizie-
ren? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Müller, es 
ist bekannt, daß die DDR überzogene Finanzie-
rungsforderungen an uns richtet. Diese Frage ist in 
Gesprächen zur Sprache gekommen, die Herr 
Staatssekretär von Würzen mit Herrn Sölle in Leip-
zig geführt hat. 
Es gilt aber, daß auch für Geschäfte mit der DDR 

die Regeln Anwendung finden, die in der OECD für 
staatliche Unterstützungen von Exportfinanzierun-
gen vereinbart worden sind. Es ist allerdings darauf 
hinzuweisen, daß diese Regeln für den innerdeut-
schen Handel nicht formal gelten, weil dieser inner-
deutsche Handel kein Außenhandel ist. Die Bundes-
regierung hat sich jedoch gegenüber ihren Part-
nern in der OECD verpflichtet, diese Regeln auch 
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Parl. Staatssekretär Dr. Sprung 
im innerdeutschen Handel autonom anzuwenden. 
Infolgedessen besteht bei der Übernahme von Ge-
währleistungen für Investitionsgüterlieferungen 
der Wunsch nach Einhaltung der international ver-
abredeten Zahlungskonditionen. Damit wird der 
Wirtschaft, so meinen wir, ein wichtiges Argument 
gegen noch weitergehende DDR-Forderungen gege-
ben. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 
Ich rufe die Frage 13 des Herrn Abgeordneten 

Dr. Jobst auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 

Produktionsanlagen der europäischen und deutschen Stahl-
industrie nicht ausgelastet sind und Produktionsquoten ver-
hängt werden mußten, die Bauwirtschaft und der Handel 
aber beim Bezug von Baustahl beträchtliche Lieferfristen 
und dadurch bedingte höhere Preise hinnehmen mußten, 
und welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die-
sem Zustand abzuhelfen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Jobst, der 
Bundesregierung sind vereinzelte Beschwerden 
über Lieferengpässe bei der Versorgung mit Bau-
stahl zugegangen. Es ist in der Tat nicht auszu-
schließen, daß die Kommission der EG bei der Fest-
setzung der Produktionsquoten für das dritte Quar-
tal 1983 die positive Entwicklung auf dem Bau-
markt nicht zutreffend eingeschätzt hat. Es kann 
daher nicht völlig ausgeschlossen werden, daß die 
Kapazitäten der deutschen und europäischen Pro-
duzenten von Baustahl — darunter ist insbesondere 
Betonstahl und Walzraht zu verstehen — nicht ent-
sprechend der steigenden Nachfrage beschäftigt 
waren. 
Die Bundesregierung hat daher, um die Wieder-

holung einer solchen Situation zu vermeiden, die 
Kommission der EG aufgefordert, den Markt für 
Baustähle sorgfältiger einzuschätzen und für das 
vierte Quartal 1983 die Quoten für diese Produkte 
entsprechend der Nachfrage festzulegen. 
Das mit der Einführung der Produktionsquoten 

verfolgte Ziel, die Preise zu stabilisieren und den 
Stahlproduzenten die Strukturanpassung zu er-
leichtern, sollte die Kommission allerdings nicht 
aus dem Auge verlieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Jobst, bitte. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich Sie davon in Kenntnis setzen, daß ich aus einem 
breiten Kreis Klagen darüber gehört habe, daß 
beim Bezug von Baustahlmatten erhebliche Liefer-
fristen und damit Preiserhöhungen in Kauf genom-
men werden müssen, und stimmen Sie mir zu, daß 
diese Situation beim Stahleinkauf angesichts der 
hohen Arbeitslosigkeit und des Auftragsmangels 
unserer Stahlwerke widersinnig ist? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Jobst, 
ich stimme Ihnen in der Beurteilung dieser Sachla-
ge, wenn sie sich allgemein so darstellen sollte, zu. 
Uns sind bisher nur von zwei Unternehmen Be-
schwerden vorgelegt worden. Was Ihren Hinweis 
auf Betonstahlmatten betrifft, so vermögen wir  

keine vernünftige Begründung für die Marktenge, 
die Sie beschrieben haben, zu sehen, denn es gibt 
einen Kapazitätsüberhang von etwa einem Drittel 
der Produktionsreserven in diesem Bereich. Wie es 
angesichts dieser Sachlage zu Lieferengpässen 
kommen kann, ist nicht ganz verständlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was 
hat die Bundesregierung unternommen, um in 
Brüssel diese Quotenregelung zu verändern, und 
halten Sie die Quotenregelung gerade für den Bau-
stahlmarkt angesichts der von mir beschriebenen 
Situation für zeitgerecht? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Jobst, 
wie ich Ihnen schon sagte, hat die Bundesregierung 
in Brüssel interveniert. Sie ist vorstellig geworden, 
um auf diese Vorgänge hinzuweisen, und hat die 
EG-Kommission gebeten, dem bei der Quotenfest-
setzung für das vierte Quartal 1983 Rechnung zu 
tragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Urbaniak. 

Urbaniak (SPD): Herr Staatssekretär, ist es nicht 
so, daß gerade im Bereich der EG die Quoten für die 
deutsche Stahlindustrie ganz erheblich zusammen-
gestrichen worden sind und wir deswegen auf der 
ganzen Breite der Produktionspalette große Be-
schäftigungsprobleme bekommen, und was hat die 
Bundesregierung getan, um diesen Flächenbrand 
abzuwehren? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Urbaniak, 
Sie wissen, weshalb die Produktionsquotenregelung 
eingeführt worden ist. Sie dient zur Stabilisierung 
der Preise und des Marktes. Sie soll die Anpassung 
der Strukturen erleichtern. Wir halten diesen Weg 
im Augenblick für den einzig möglichen. Dies ist 
hier im Hause schon häufiger vom Bundeswirt-
schaftsminister gesagt worden. 
Was diesen speziellen Fall anbelangt, der in der 

Frage vorgetragen worden ist, so habe ich dazu die 
entsprechenden Auskünfte gegeben. Wir können 
nichts anderes tun als das, was jetzt getan worden 
ist, nämlich die EG-Kommission darauf hinweisen, 
daß die Quoten hier nicht in Übereinstimmung mit 
den Markterfordernissen festgelegt worden sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
die deutschen Stahlwerke durch die Quoten plan-
wirtschaftlich so starr festgelegt, daß sie auf eine 
starke Nachfrage am Inlandsmarkt nicht markt-
wirtschaftlich reagieren können? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Dies ist völlig 
richtig. Wir können nicht kurzfristig reagieren, wir 
können es nur mittelfristig, indem die Quoten eine 
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Parl. Staatssekretär Dr. Sprung 
entsprechende Anhebung erfahren. Nur das ist der 
Weg, der im Augenblick gegangen werden kann. 

(Duve [SPD]: Markt frei für den Stahl!  — 
Endlich  der Durchbruch!) 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe Frage 14 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Czaja auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die in ihrer Einstellung 
überzeugt europäischen, aber offiziellen und sachlichen Kri-
tiker der Prinzipien des innerdeutschen Handels aus dem 
Bereich unserer EG-Partner, insbesondere aus Frankreich, 
mit politischen, rechtlichen und wirtschaftlichen Argumen-
ten, die auf ihre Sorgen eingehen, davon zu überzeugen, daß 
die Einfügung des innerdeutschen Handels in die EG eine 
grundlegende Bedingung für die Mitgliedschaft der Bundes-
republik Deutschland war, die sowohl rechtlich wie politisch 
den Zielen des Deutschlandvertrags und dem Ziel eines 
friedlichen Wandels bei der Teilung Europas im Sinne einer 
freiheitlichen Ordnung entspricht? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Czaja, 
das bestehende System des innerdeutschen Han-
dels ist im EWG-Vertrag durch das „Protokoll über 
den innerdeutschen Handel und die damit zusam-
menhängenden Fragen" fest abgesichert worden. 
Das Protokoll ist wesentlicher Bestandteil des 
EWG-Vertrages. Der Sonderstatus des innerdeut-
schen Handels entspricht damit weiterhin der be-
sonderen Lage in Deutschland. Diese deutsche Posi-
tion und damit die Weitergeltung des Protokolls hat 
der EG-Ministerrat im März 1973 bestätigt. An die-
ser Auffassung hält die Bundesregierung fest. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wird 
die Bundesregierung diese sehr deutliche und not-
wendige Klarstellung auch gegenüber jenen kriti-
schen Bemerkungen und tadelnden Aussagen der 
Mitglieder der französischen Regierung vornehmen 
— über deren scharfen Tadel hat das Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung am 16. Sep-
tember 1983 berichtet —, die ja sehr angesehen und 
auch europäisch eingestellt sind? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Czaja, 
dies hat die Bundesregierung getan, und dies wird 
sie auch künftig tun. Sie wird deutlich machen, daß 
die Sorgen unberechtigt sind, die in anderen Mit-
gliedstaaten wegen des innerdeutschen Handels ge-
äußert worden sind und möglicherweise auch künf-
tig noch geäußert werden. Die Bundesregierung 
stellt sicher, daß die anderen Mitgliedstaaten in der 
Gemeinschaft durch den innerdeutschen Handel 
nicht tangiert werden. 

Ich möchte jetzt noch einmal vortragen, warum 
dies so ist, damit deutlich wird, daß die Sorgen tat-
sächlich unberechtigt sind. 
Erstens. Die Bezüge der Bundesrepublik 

Deutschland aus der DDR orientieren sich am In-
landsbedarf. 

Zweitens. Eine strenge Überwachung stellt si-
cher, daß keine Waren aus Drittländern unter Aus-
nutzung der Zoll- und Abschöpfungsfreiheit des in-
nerdeutschen Handels in die Bundesrepublik 
Deutschland oder in ein anderes Mitgliedsland der 
Gemeinschaft gelangen. 
Drittens. In sensiblen Warenbereichen ist dar-

über hinaus sichergestellt, daß Bezüge aus der DDR 
nicht zu Marktstörungen führen. So sind bei den 
landwirtschaftlichen Waren ca. 90% — gemessen 
am Wert der Bezüge — kontingentiert. Im gewerbli-
chen Bereich ist der Bezug von Eisen- und Stahler-
zeugnissen, Textil- und Bekleidungserzeugnissen, 
von Glas und Keramik sowie von Mineralölerzeug-
nissen wert- und mengenmäßig begrenzt. 
Viertens. Beim Reexport von Waren, die im Rah-

men des innerdeutschen Handels aus der DDR be-
zogen worden sind, in andere Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft entfällt der Anspruch auf Umsatz-
steuerrückvergütung. Von daher besteht bereits 
wirtschaftlich kein Anreiz für Reexporte in die üb-
rige Gemeinschaft. Dazu jetzt eine Zahl. Dement-
sprechend ist der Reexport in andere EG-Mitglied-
staaten verschwindend gering. Er betrug 1982 nur 
ca. 50 Millionen DM und stellte damit lediglich 
0,02 % unserer Exporte in die anderen EG-Länder 
dar. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Czaja. 

Dr. Czaja (CDU/CSU): Bedeutet Ihre dankens-
werte Klarstellung, daß die Behauptung, die Einbe-
ziehung der DDR als angeblich elftes EG-Land 
trage eine Hauptverantwortung an der europäi-
schen Wirtschaftskrise, zurückgewiesen wird und 
daß die Bundesregierung auf den deutschlandpoliti-
schen Kern der Römischen Verträge verweist? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: So ist es, Herr 
Dr. Czaja. Diese Behauptung ist unzutreffend; sie 
ist unsinnig. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke sehr. 
Ich rufe Frage 15 des Herrn Abgeordneten Hins-

ken auf: 
Ist die Bundesregierung bereit, in weiteren Verhandlungen 

mit der CSSR zu versuchen, zusätzliche Reduzierungen bei 
den Faserholzeinfuhren zu erreichen, um dadurch einen 
Holzpreisverfall, der durch die erforderlichen starken Abhol-
zungen wegen Windbruch und Borkenkäferbefall von Wald-
bauern in Ostbayern befürchtet wird, zu verhindern? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
die Bundesregierung hat nach Gesprächen mit der 
CSSR im Frühjahr 1983 den Eindruck, daß sich die 
Importe aus der CSSR bei Nadelfaserholz in einer 
vertretbaren Größenordnung halten werden. Die 
bisherige Einfuhrentwicklung bestätigt dies. Dar-
über hinausgehende Reduzierungen für das lau-
fende Jahr hält die Bundesregierung bei der derzeit 
gegebenen Sachlage nicht für angebracht. Der Bun-
desregierung ist bekannt, daß neben den Wind-
bruchschäden des vergangenen Winters weitere 
Schadholzmengen durch Borkenkäferbefall ent- 
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standen sind. Sie ist aber der Auffassung, daß die 
hierdurch entstandenen Einschlagmengen im Rah-
men des geplanten Einschlags aufgefangen werden 
können. Im übrigen kann ein Holzpreisverfall auf 
breiter Basis derzeit nicht beobachtet werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, welche 
Bedeutung mißt die Bundesregierung dann den Be-
fürchtungen der Waldbauern und der Holzbauern 
bei, daß sie auf Grund des Holzpreisverfalls keine 
rentable Holzbewirtschaftung mehr betreiben kön-
nen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
wie ich schon sagte, gibt es von der Beobachtung 
des Marktes her keine Rechtfertigung für die Fest-
stellung, daß wir es mit einem Preisverfall auf brei-
ter Basis zu tun haben. Es kann durchaus eintreten, 
daß regionale Besonderheiten oder ein regional be-
sonders starker Anfall von Holz aus den genannten 
Gründen zu Preisbeeinträchtigungen führen. Aber 
ich sage noch einmal: Für den Holzmarkt insgesamt 
ist ein Preisverfall nicht feststellbar. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte, Herr Abgeordne-
ter Hinsken, noch eine Zusatzfrage. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist be-
kannt, welche anderen Holzarten außer Faserholz 
aus der CSSR in die Bundesrepublik Deutschland 
eingeführt werden? Wenn ja: Wieviel? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
danach ist in der Hauptfrage nicht gefragt worden. 
Ich habe dafür jetzt keine Angaben. Sie werden 
diese Zahlen von mir nachgeliefert bekommen. Für 
Nadelfaserholz ist die CSSR in der Tat der wichtig-
ste Lieferant. Etwa 80 % unserer Einfuhren kom-
men aus der CSSR. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Abgeordnete Dr. Skarpelis-Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Herr Staatssekre-
tär, sind Sie nicht angesichts der beunruhigenden 
Meldungen — nicht nur im Zusammenhang mit 
dem sauren Regen — über erhebliche Schäden in 
Wäldern der Meinung, daß Ihre Ansichten über den 
Holzeinschlag ein bißchen optimistisch sind und, 
falls es angesichts der berichteten Schäden in den 
nächsten ein bis zwei Jahren zu größeren Einschlä-
gen kommt oder kommen müßte, mit einem erhebli-
chen Verfall der Holzpreise auf diesem Gebiet zu 
rechnen wäre? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Was ich dazu ge-
sagt habe, sind nicht meine Ansichten, sondern die 
Zahlen, die uns vorliegen. Das gilt für den Augen-
blick. Wie die Entwicklung in der Zukunft aussehen 
wird, vermag ich jetzt nicht zu sagen; ich kann 
Ihnen dazu keine Informationen geben. Wer es 
sonst vermag, weiß ich nicht. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß man bereits heute etwas darüber sa-

gen kann, wie die Entwicklung in zwei Jahren aus-
sehen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Dr. Jobst. 

Dr. Jobst (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, darf 
ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die Bundesregie-
rung die Entwicklung auf dem Holzmarkt sehr ein-
gehend verfolgen und Anzeichen von Preisverfall 
zum Anlaß nehmen wird zu handeln, nachdem der 
Parlamentarische Staatssekretär im Bundesland-
wirtschaftsministerium, Gallus, vor kurzem Zahlen 
bekanntgegeben hat, nach denen bis zum Frühjahr 
1984 auf Grund des Borkenkäferbefalls und der 
enormen Schneebruchschäden in den letzten Jah-
ren etwa 1,4 Millionen Kubikmeter Holz zusätzlich 
eingeschlagen werden müssen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Dr. Jobst, 
Sie können davon ausgehen, daß dies geschehen 
wird. Wenn sich eine Veränderung des Marktes in 
der von Ihnen genannten Weise ergeben sollte, wer-
den die Gespräche mit der CSSR wieder aufgenom-
men werden, ebenso die Gespräche mit anderen 
Lieferanten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung bereit, die Erkenntnisse über das Wald-
sterben und die möglichen Folgen für den Holz-
markt so zu koordinieren, daß Sie in die Lage ver-
setzt werden, in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages bessere und umfassendere Auskünfte 
zu geben, als zu sagen: „Ich weiß nichts"? Können 
wir nicht erwarten, daß sich die Bundesregierung, 
auch wenn sie sich so völlig den Marktgesetzen öff-
nen möchte, auf das vorbereitet, was auf die Holz-
wirtschaft zukommt? Welche Vorbereitungen wer-
den im Wirtschaftsministerium dafür zur Zeit ge-
troffen? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Die Antworten, 
die ich gegeben habe. bestanden nicht nur darin, 
daß ich gesagt habe: „Ich weiß nichts." Es ist eine 
klare Frage gestellt worden. Darauf ist eine Ant-
wort gegeben worden. Dies war der Gegenstand der 
Erörterungen. Ich glaube, daß weitergehende Fra-
gen, die an uns gerichtet werden, auch beantwortet 
werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 16 
des Herrn Abgeordneten Hinsken auf: 

Ist in der bundesdeutschen Wirtschaft „Know-how" vor-
handen, um Großfeuerungsanlagen ohne ausländische Mit-
hilfe mit Filteranlagen ausstatten zu können, und wie hoch 
belaufen sich in etwa die Gesamtkosten für diesen Einbau? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
die Verpflichtung, die Schadstoffemissionen aus 
Großfeuerungsanlagen nach dem Stand der Tech-
nik zu begrenzen, ist durch die Großfeuerungsanla-
gen-Verordnung konkretisiert worden. Reinigungs-
anlagen, die die Einhaltung der dort vorgeschriebe- 
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nen Grenzwerte gewährleisten, können ohne aus-
ländische Mithilfe gebaut werden. 
In der Begründung des Regierungsentwurfs einer 

Großfeuerungsanlagen-Verordnung hat die Bundes-
regierung die durch diese Verordnung anfallenden 
Kosten auf 6 bis 12 Milliarden DM geschätzt. Wegen 
der Verschärfungen der Anforderungen durch den 
Bundesrat ist davon auszugehen, daß die Kosten 
noch höher liegen werden. 
Da die Verordnung die Unternehmen vor die Al-

ternative stellt, bestehende Anlagen entweder nach-
zurüsten oder auf weniger schadstoffhaltige Brenn-
stoffe umzustellen oder stillzulegen, und den Unter-
nehmen für diese Entscheidung eine Frist von ei-
nem Jahr eingeräumt ist, lassen sich die Kosten der 
Nachrüstung derzeit nicht genauer voraussagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Hinsken. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wieviel 
zusätzliche Arbeitsplätze können nach Meinung der 
Bundesregierung durch den Vollzug der Großfeue-
rungsanlagen-Verordnung bereits mittelfristig ge-
schaffen werden? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
darauf kann eine Antwort deshalb nicht gegeben 
werden, weil es niemandem möglich ist, im Augen-
blick zu sagen, welche der drei sich bietenden Mög-
lichkeiten von den Unternehmen gewählt werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, eröff-
net sich nach Einschätzung der Bundesregierung in 
bezug auf solche Filteranlagen — die jetzt bei uns 
eingebaut werden sollen, die in absehbarer Zeit 
aber auch in anderen Ländern dringend benötigt 
werden — nicht eine Exportchance? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
wenn wir hier technologisch vorn stehen und wenn 
in anderen Ländern eine ähnliche Gesetzgebung 
Platz greifen wird, dann bestehen sicherlich auch 
Chancen für den Export solcher Anlagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 17 des 
Herrn Abgeordneten Haungs auf: 

Wenn die Bundesregierung in Zukunft Hilfen an Unter-
nehmen in Form von Zuschüssen, Bürgschaften, außerplan-
mäßigen Aufträgen etc. mit der wesentlichen Zielrichtung 
der Arbeitsplatzerhaltung und -sicherung vergeben will, z. B. 
an die Stahl- oder Werftindustrie, wird sie dann der Empfeh-
lung des Mittelstandsbeirates beim Wirtschaftsministerium, 
die dieser am 24. März 1983 ausgesprochen hat, folgen, und 
von allen Beteiligten, also auch den Arbeitnehmern, Opfer 
erwarten? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Haungs, die 
von Ihnen erwähnte Empfehlung des Mittelstands-
beirats vom 24. März 1983 ist Teil eines umfassen-
deren Katalogs von Maßnahmen, die nach Auffas-
sung des Beirats Ausdruck der Politik der Bundes-
regierung zur Stärkung der Marktkräfte sein sollen. 
Er hat diese Empfehlung ausdrücklich nur auf Sub-

ventionen oder Bürgschaften an Großunternehmen 
bezogen. Nach Auffassung der Bundesregierung 
kommen staatliche Hilfen an Einzelunternehmen 
mit der wesentlichen Zielrichtung der Arbeitsplatz-
erhaltung und -sicherung in unserer Wirtschafts-
ordnung ohnehin nur in Ausnahmefällen in Be-
tracht. Unter anderem muß begründete Aussicht be-
stehen, daß sich die betreffenden Unternehmen 
nach Überwindung akuter Schwierigkeiten wieder 
ohne Subventionen im Wettbewerb behaupten kön-
nen. Alle Beteiligten — Eigentümer, Unterneh-
mensleitung, Arbeitnehmer und Gläubiger — haben 
in solchen Fällen bisher Beiträge geleistet. Welche 
Leistungen die Beteiligten jeweils erbringen müs-
sen, ist auch in Zukunft im Rahmen eines Anpas-
sungskonzepts nur von Fall zu Fall angemessen 
konkretisierbar. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, daß alle Be-

teiligten ihre Möglichkeiten voll ausschöpfen müs-
sen, wenn der Staat einzelnen Unternehmen aus 
Steuermitteln helfen soll. Ähnliches gilt bei staatli-
chen Programmen zur Umstrukturierung einzelner 
Branchen, wobei es gerade auch in der Hand der 
Tarifvertragsparteien liegt, durch angemessene 
Verträge zur Sicherung von Arbeitsplätzen in den 
betroffenen Wirtschaftszweigen beizutragen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Haungs. 

Haungs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist es 
der Bundesregierung bekannt, daß die von Ihnen 
erwähnten Tarifverträge die Eigenbeiträge der Be-
troffenen sehr häufig ausschließen, und halten Sie 
es für richtig, daß die Bundesregierung im Sinne 
einer verbesserten Beschäftigungslage und der not-
wendigen Umstrukturierung mit den Tarifvertrags-
parteien dahin gehend verhandelt, daß solche Ei-
genbeiträge in Zukunft wünschenswert und auch 
durchführbar sind? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Haungs, es 
ist eine Entscheidung der Tarifvertragsparteien. Sie 
haben vertraglich festzulegen, in welcher Form 
solch ein Beitrag geleistet werden kann und wie er 
aussehen soll. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Haungs. 

Haungs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für richtig, daß den potentiellen Subventions-
empfängern in Zukunft die Möglichkeit, Subventio-
nen zu empfangen, insofern etwas unangenehmer 
gemacht wird, als man die Eigenbeiträge fordert, 
bevor man die Subvention gewährt? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Haungs, je-
der Fall ist ein Fall für sich, ein besonderer Fall. Ich 
sagte schon, daß in Einzelfällen für Einzelunterneh-
men solche Subventionen die Ausnahme sind. Wir 
haben ein Beispiel dafür, daß dann auch Leistungen 
in der von Ihnen genannten Art gefordert werden. 
Ich erinnere hier an den Fall ARBED-Saarstahl. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Hinsken. 
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Hinsken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, aus 
welchen Töpfen werden diese Hilfen gegeben, und 
sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, be-
nachteiligte Gruppierungen und Standorte hier in 
der Bundesrepublik Deutschland anderweitig zu be-
rücksichtigen, wenn sie darunter zu leiden haben? 

Dr. Sprung, Parl. Staatssekretär: Herr Hinsken, 
die Mittel werden aus dem Haushalt finanziert. 
Dies ist auch bisher so gewesen. Wir haben bisher 
nur einen einzigen Fall gehabt, bei dem eine solche 
Verknüpfung von Hilfeleistung mit dem Beitrag al-
ler anderen Beteiligten beschlossen wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön, Herr 
Staatssekretär. 
Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-

sters für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beant-
wortung steht der Herr Parlamentarische Staatsse-
kretär Franke zur Verfügung. 
Ich rufe die Frage 18 des Herrn Abgeordneten 

Gilges auf: 
Wie viele Ermittlungsverfahren bzw. rechtskräftige Verur-

teilungen gegen sogenannte Verleiher und Entleiher illegaler 
Arbeit sind der Bundesregierung seit Inkrafttreten des Ge-
setzes zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung bekannt, 
und in welchem Zusammenhang stehen dazu die Zahlen der 
vermutlich in bundesdeutschen Gewerben illegal beschäftig-
ten Arbeitnehmer? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege, Entlei-
her, die von einem Verleiher ohne Erlaubnis der 
Bundesanstalt für Arbeit Leiharbeitnehmer entlei-
hen, sind erst seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung mit 
Bußgeld bedroht. Ich gehe deshalb davon aus, daß 
sich Ihre Frage auf die seit dem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Bekämpfung der illegalen Beschäfti-
gung bekanntgewordenen Verfahren bezieht. 

(Gilges [SPD]: Ja, richtig!) 
Das Gesetz ist am 1. Januar 1982 in Kraft getre-

ten. Im Jahre 1982 — Zahlen für das laufende Jahr 
liegen leider noch nicht vor — hat die Bundesan-
stalt für Arbeit wegen des Verdachts von gewerbs-
mäßiger Arbeitnehmerüberlassung ohne Erlaubnis 
2 171 Ordnungswidrigkeitsverfahren gegen Ver-
leiher und 234 Verfahren gegen Entleiher eingelei-
tet. Die Strafgerichte haben über 23 öffentliche Kla-
gen wegen illegalen Verleihs ausländischer Arbeit-
nehmer ohne Arbeitserlaubnis entschieden und da-
bei neunmal Freiheitsstrafen und zwölfmal Geld-
strafen verhängt. In zwei Fällen erfolgten Freisprü-
che. 
Die vollständige Zahlenübersicht, insbesondere 

über den Ausgang der eingeleiteten Ordnungswid-
rigkeitsverfahren, stelle ich Ihnen auf Wunsch gern 
zur Verfügung. Einen Rückschluß auf die Zahl der 
illegalen Leiharbeitnehmer und der Arbeitnehmer, 
die in anderen Erscheinungsformen der illegalen 
Beschäftigung — wie Schwarzarbeit oder illegaler 
Ausländerbeschäftigung — tätig sind, lassen diese 
Zahlen nicht zu. Es liegt im Wesen der illegalen 
Beschäftigung, daß sie sich einer genauen Erfas-
sung entzieht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Gilges. 

Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, den letzten Satz Ihrer Antwort haben Sie 
schon einmal vor einem Jahr gesagt, wenn ich mich 
richtig erinnere. Das Wesen der Illegalität ist mir 
klar. Ich frage trotzdem folgendes. Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund behauptet, daß auf Grund der 
Wirtschaftskrise die Zahlen stark ansteigen. Ist das 
eine Tendenz, die auch Sie beobachten? Ich frage 
nicht nach den konkreten Zahlen und erwarte 
nicht, daß Sie das konkret belegen können, sondern 
ich will fragen: Gibt es in Ihrem Ministerium Hin-
weise — auch auf Grund der Verfahren, die Sie ein-
geleitet und angeführt haben —, daß die Tendenz 
stark steigend ist? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
darf eine Korrektur anbringen: Vor einem Jahr 
konnte ich diese Frage noch nicht beantworten; das 
konnte nur mein Vorgänger in der alten Regierung. 
Der Tatbestand — wenn mein Vorgänger das so 
gesagt haben sollte — ist derselbe geblieben. Es 
liegt im Wesen der Illegalität, daß man sie stati-
stisch nicht so genau erfassen kann. 
Eine Tendenz für 1983 kann ich Ihnen noch nicht 

sagen. Sobald ich sie habe, bekommen Sie sie sofort 
von mir. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Gilges. 

Gilges (SPD): Das liegt daran, daß in der Regel 
trotz des Regierungswechsels die Beamten, die Ih-
nen diese Antworten aufschreiben, dieselben sind. 
Ich habe folgende kurze Frage. Der Deutsche Ge-

werkschaftsbund behauptet, daß die illegale Be-
schäftigung Milliardenlöcher in die öffentlichen 
Kassen reißt. Haben Sie Zahlen darüber, wie kon-
kret das ist, wie groß die Milliardenlöcher sind, die 
in die öffentlichen Kassen gerissen werden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
stimme in der Tendenz zu — ich habe nicht die Zah-
len präsent, die der Deutsche Gewerkschaftsbund 
genannt hat —, daß selbstverständlich für den Fis-
kus und die Sozialversicherungsträger Milliarden-
verluste entstehen. 
Haben Sie bitte Verständnis dafür, daß ich das 

jetzt nicht quantifizieren kann. Aber ich gebe Ihnen 
diese Zahlen. Diese Zahlen wurden vom Bundesar-
beitsminister im Zusammenhang mit seiner Dar-
stellung der Schwarzarbeit vor kurzem genannt. Ich 
werde sie Ihnen zusenden, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, sehen 
Sie im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz Umge-
hungsmöglichkeiten für illegale Beschäftigung bei-
spielsweise dadurch, daß Scheinwerkverträge nicht 
erfaßt werden können? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir 
müssen nach dem Gesetz, das noch in der vergange- 
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nen Legislaturperiode am 1. Januar 1982 als Ergän-
zung beschlossen worden ist, bis zur Mitte des 
nächsten Jahres einen Erfahrungsbericht vorlegen. 
Diesen Bericht sollten wir abwarten, ehe wir zu-
sätzliche Maßnahmen ergreifen. Allerdings sollten 
wir die Tendenz beobachten. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 19 
des Herrn Abgeordneten Gilges auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, weitere gesetzliche Maß-
nahmen, wie etwa die Erhöhung des geltenden Bußgeldrah-
mens, die Verschärfung von Freiheitsstrafen und den Ein-
satz sogenannter „Sozialrechercheure" — die erfolgreich in 
Belgien und den Niederlanden tätig sind — zur wirksameren 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung zu erwägen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bußgeldrahmen für Verleiher ohne Erlaubnis und 
für Entleih von einem Verleiher ohne Erlaubnis 
beträgt 50 000 DM. Tätigwerdenlassen eines nicht-
deutschen Leiharbeitnehmers, der eine erforderli-
che Arbeitserlaubnis nicht besitzt, ist mit einer 
Geldbuße bis zu 100 000 DM bedroht. 
Diese Grenzen sind keine absoluten Höchstmaße. 

Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den 
der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, 
übersteigen. Nach § 17 Abs. 4 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten kann das gesetzliche 
Höchstmaß überschritten werden, um dem Täter 
den wirtschaftlichen Vorteil, den er aus der Ord-
nungswidrigkeit gezogen hat, zu entziehen. 

Der illegale Verleih nichtdeutscher Leiharbeit-
nehmer ohne die erforderliche Arbeitserlaubnis ist 
beim Verleiher und Entleiher, der in diesen Fällen 
nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz Arbeit-
geber wird, mit Freiheitsstrafen bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bedroht, in besonders schweren 
Fällen sogar mit Freiheitsstrafen von sechs Mona-
ten bis zu fünf Jahren. 

Die Bußgeld- und Strafvorschriften des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes sind seit seinem In-
krafttreten im Jahre 1972 dreimal verschärft wor-
den, nämlich durch das Einführungsgesetz zum 
Strafgesetzbuch im Jahre 1974, durch das Gesetz 
zur Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes und 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 1975 und 
durch das Gesetz zur Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung 1981. Weitere Gesetzgebungsmaßnah-
men erscheinen im Augenblick nicht erforderlich. 
Geboten ist vielmehr eine verstärkte Durchsetzung 
der gesetzlichen Bestimmungen. 
Sie haben nach dem Vergleich Niederlande/Bel-

gien gefragt. In den Niederlanden dürfte das Auf-
gabe der sogenannte „Sozialrechercheure" sein. Im 
Rahmen unseres Verwaltungsaufbaus hat die Bun-
desanstalt für Arbeit für die Bekämpfung illegaler 
Beschäftigung insgesamt 25 Stützpunkte bei Ar-
beitsämtern im Bundesgebiet eingerichtet, die mit 
etwa 250 besonders ausgebildeten und geschulten 
Mitarbeitern seit dem Frühsommer dieses Jahres 
intensiv die illegale Beschäftigung bekämpfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Gilges. 

Gilges (SPD): Könnten Sie Angaben darüber ma-
chen, wie viele Personen oder Unternehmen bis 
jetzt in den Strafrahmen in Höhe von fünf Jahren 
gefallen sind? Gibt es da einen Fall, den Sie parat 
haben, in dem ein Unternehmer wegen illegaler Be-
schäftigung fünf Jahre erhalten hat? Können Sie 
uns einmal die Zahlen nennen, wer schon einmal 
50 000 DM oder 100 000 DM Bußgeld hat zahlen 
müssen? Ich frage deswegen danach, weil Klagen 
vorliegen, daß der Bußgeldrahmen einerseits nicht 
ausreicht und andererseits auch nicht ausgeschöpft 
wird. Das gilt auch für den Strafrahmen. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe eine Tabelle, aus der ich jetzt die genaue Be-
antwortung Ihrer Frage, ob ich einen solchen Fall 
parat habe, nicht ersehen kann. Ich werde sie Ihnen 
geben. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte. 

Gilges (SPD): Ich habe nach den „Sozialrecher-
cheuren" gefragt. Sie sagten, Sie hätten 250 Recher-
cheure, Sie nennen sie Mitarbeiter. Können Sie da 
mal — sie sind ja seit dem Frühsommer beschäftigt 
— Auskunft geben, wie erfolgreich die Arbeit dieser 
Mitarbeiter ist? Es kann ja sein — ich erwarte das 
auch —, daß dem Ministerium schon Zwischenbe-
richte über die Tätigkeit dieser 250 Mitarbeiter an 
25 Stellen vorliegen. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
Gesetz ist am 1. Januar 1982 in Kraft getreten. Die 
Einrichtung dieser 25 Stellen — über das Bundesge-
biet verstreut — hat natürlich eine gewisse Zeit in 
Anspruch genommen. Wenn man diese Anlauf-
schwierigkeit berücksichtigt, ist es schwer, aus dem 
Stand Ihre Fragen zu beantworten. Ich werde mich 
mit der Bundesanstalt für Arbeit in Verbindung set-
zen, ob schon konkrete Abschlüsse da sind. 

(Gilges [SPD]: Sie können mir die schriftli

-

chen Antworten alle in einem Brief schik

-

ken!) 
— J a. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Matthäus-Maier, bitte. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
liegen Ihnen Auskünfte darüber vor, wie viele der 
Verurteilungen zu Freiheitsstrafen auf Grund des 
Gesetzes, die Sie eben genannt haben, zur Bewäh-
rung ausgesetzt wurden? Oder anders gefragt: Wis-
sen Sie, ob tatsächlich illegale Verleiher oder Ent-
leiher ihre Strafe schon einmal abgesessen haben? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, in der 
Antwort auf die erste Frage des Kollegen Gilges 
habe ich einige Quantifizierungen vorgenommen. 
Für die Jahre bis 1979 darf ich auf die ersten vier 
Erfahrungsberichte der Bundesregierung zum Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz — die Bundestags-
drucksachen gebe ich Ihnen gerne an die Hand — 
verweisen. Die Zahlen für 1980 und 1981 wird der 
fünfte Erfahrungsbericht enthalten. Wenn es mir 
möglich ist, da schon jetzt einen Vorgriff zu ma- 
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chen, gehört das gleichfalls in die schriftliche Be-
antwortung der Fragen, die ich eben dem Herrn 
Kollegen Gilges nicht beantworten konnte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, um et-
was nicht in den Nebel Ihrer vorigen Antwort zu 
bringen: Halten Sie es für möglich oder könnten Sie 
sich vorstellen, daß die Aufnahme von Scheinwerk-
verträgen in das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 
wirksamer illegale Beschäftigung bekämpfen 
würde als die dort bestehenden Strafbestimmun-
gen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das kann durchaus 
sein. Darüber müßten wir mal miteinander disku-
tieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke sehr. 
Ich rufe die Frage 20 — des Herrn Abgeordneten 

Reimann — auf: 
Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die Aus-

wirkungen illegaler Beschäftigung einerseits und anderer-
seits der Wirtschaftskriminalität (zum Beispiel illegale Ar-
beitnehmerüberlassung, Ausschreibungs- und Kapitalanla-
gebetrug) im Vergleich zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den EG-Ländern in den letzten Jahren 
vor? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Zuverlässige Anga-
ben oder Schätzungen über die Auswirkungen von 
illegaler Beschäftigung und von Wirtschaftskrimi-
nalität, die auch Angaben über das sogenannte 
Dunkelfeld umfassen müßten, sind kaum möglich. 
Und jetzt kommt eine Formulierung, die ich schon 
zweimal verwandt habe: Es liegt im Wesen der Ille-
galität, daß sie sich einer statistischen Erfassung 
bzw. einer Schätzung auf gesicherter Grundlage 
entzieht. Mangels ausreichend gesicherter Erkennt-
nisgrundlage ist ein Vergleich zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und den EG-Ländern da-
her nicht möglich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, haben Sie — 
wenn schon keine gesicherten Erkenntnisse — we-
nigstens eine ungefähre Vorstellung darüber, um 
wieviel sich das Steueraufkommen der Bundesre-
publik Deutschland nach oben verändern würde, 
wenn a) die illegale Leiharbeit und b) die Wirt-
schaftskriminalität, d. h. die Gelder, die dort abwan-
dern, erfaßt würden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, darf 
ich verweisen auf das, was ich Ihrem Kollegen, der 
vorher gefragt hat, gesagt habe? Ich werde diese 
Zahlen ermitteln. Sie sind veröffentlicht worden. 
Ich habe sie verständlicherweise nicht präsent. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Reimann. 

Reimann (SPD): Würden Sie dann vielleicht auch 
bereit sein, mitzuteilen, um wieviel sich die Zahl der  

registrierten Arbeitsplätze der Bundesrepublik 
Deutschland erhöhen könnte, wenn Sie Ihre Be-
trachtungen abgeschlossen haben, oder haben Sie 
jetzt eine Zahl dafür vorliegen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Die habe ich nicht 
hier vorliegen, sondern die habe ich aus der Diskus-
sion im Gedächtnis, Herr Kollege. Da geht es dar-
um, daß von 200 000 bis 250 000 täglichen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten unter dieser Kategorie gespro-
chen wird. Aber die Erfaßbarkeit — das sind Schät-
zungen — ist natürlich sehr schwer. Es muß erst 
abgewartet werden, wie sich die Gesetze, die die 
vorherige Regierung mit dem 1. Januar 1982 in 
Kraft gesetzt hat, auswirken werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 21 
des Abgeordneten Reimann auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung bisherige gesetzliche 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Schwarzarbeit und illega-
ler Beschäftigung, und was beabsichtigt sie selbst zu tun? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Mit dem Gesetz zur 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung, das am 
1. Januar 1982 in Kraft getreten ist, sind die gesetz-
lichen Grundlagen für verschärfte Kontrollmaßnah-
men vor Ort zur Bekämpfung illegaler Beschäfti-
gung verbessert worden. Insbesondere sind die mit 
der Bekämpfung illegaler Beschäftigung befaßten 
Behörden — Bundesanstalt für Arbeit, Kranken-
kassen, Berufsgenossenschaften, Gewerbeauf-
sichtsämter, Finanz- und Ausländerbehörden — so-
wie die für die Bekämpfung der Schwarzarbeit zu-
ständigen Landesbehörden zu einer intensiven Zu-
sammenarbeit verpflichtet worden. Es kommt nun-
mehr auf eine wirkungsvolle Umsetzung dieser ge-
setzlichen Bestimmungen durch die zuständigen 
Behörden, insbesondere die Landesbehörden und 
Selbstverwaltungskörperschaften, an. So hat die 
Bundesanstalt für Arbeit im Rahmen ihrer Aufgabe 
der Wahrung der Ordnung auf dem Arbeitsmarkt 
ihre Bemühungen um eine Bekämpfung der illega-
len Arbeitnehmerüberlassung, der illegalen Auslän-
derbeschäftigung und des Leistungsmißbrauchs er-
heblich verstärkt. Ich wiederhole, was ich soeben 
schon gesagt habe: Sie hat in 25 Stützpunktarbeits-
ämtern „Bearbeitungsstellen zur Bekämpfung ille-
galer Beschäftigung" eingerichtet. Die ersten Erfah-
rungen zeigen, daß diese neuen Stützpunktorgani-
sationen erfolgreich arbeiten. Im übrigen wird der 
im Jahre 1984 dem Deutschen Bundestag zu erstat-
tende Bericht über die Erfahrungen mit dem Gesetz 
zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung si-
cherlich Anlaß sein, zu prüfen, welche weiteren 
Maßnahmen nötig sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Reimann. 

Reimann (SPD): Herr Staatssekretär, der Bundes-
arbeitsminister hat in der letzten Zeit eine sehr 
intensive Kampagne gestartet, bei der die illegale 
Arbeit als verabscheuungswürdig und sehr unmora-
lisch dargestellt wird. Gibt es bereits Erkenntnisse, 
inwieweit diese — wenn auch recht undifferenzier-
ten — Aussagen des Herrn Arbeitsministers bei der 
Bundesregierung Erfolg gezeigt haben? 
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daß die Umsetzung des Gesetzes zur Bekämpfung 
der illegalen Beschäftigung primär Angelegenheit 
der Behörden der Länder und der Selbstverwal-
tungskörperschaften ist, so daß der Bundesminister 
nach dem Gesetz, das verabschiedet worden ist — 
ich wiederhole, in der vergangenen Legislaturperio-
de, unter der alten Bundesregierung —, wenig Ein-
flußmöglichkeiten besitzt. 
Um die enge Zusammenarbeit verschiedener Be-

hörden zu fördern und die Koordinierung der Tätig-
keiten dieser Behörden vor Ort zu verbessern, 
wurde beim Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung eine länderübergreifende Arbeitsgruppe 
gebildet. Mitglieder dieser Arbeitsgruppe sind Be-
schäftigte der Krankenkassen, der Bundesanstalt 
für Arbeit, der gesetzlichen Unfallversicherung so-
wie Vertreter der für die Durchführung des Geset-
zes zuständigen Landesbehörden. Von dieser Ar-
beitsgruppe werden Anregungen für eine Intensi-
vierung der ortsnahen Bekämpfung illegaler Be-
schäftigung entwickelt. 
Darüber hinaus ist der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung der Auffassung, daß in der Öf-
fentlichkeit das Bewußtsein für die schädlichen Er-
scheinungsformen auf dem Arbeitsmarkt gerade in 
diesem Bereich geschärft werden sollte. Daher hat 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
im Rahmen einer Pressekonferenz die Broschüre 
„Illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit dürfen 
nicht sein" vorgestellt. Er hat sich auch an der Öf-
fentlichkeitsaktion der Bundesanstalt für Arbeit 
„Aktionsgemeinschaft für ehrliche Arbeitsplätze" 
beteiligt. Die breite Beteiligung gerade an dieser 
Aktion der Bundesanstalt für Arbeit — außer dem 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung sind 
beteiligt der Bundesminister der Finanzen, der 
Deutsche Gewerkschaftsbund, der Zentralverband 
des Deutschen Handwerks, der Gesamtverband der 
Sozialversicherung und die Bundesvereinigung der 
deutschen Arbeitgeberverbände — zeigt, daß alle 
gesellschaftlichen Kräfte sich bemühen, diesen 
schädlichen Erscheinungsformen auf dem Arbeits-
markt entgegenzuwirken. 

Vizepräsident Frau Renger: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Reimann. 

Reimann (SPD): Ist damit zu rechnen, daß der 
Bundesarbeitsminister die gleiche Haltung gegen-
über der Wirtschaftskriminalität einnehmen und 
diese als verabscheuungswürdig bezeichnen wird? 
Wird die Bundesregierung hier mit einem entspre-
chenden Aufwand Ähnliches unternehmen, um die-
ses in der Öffentlichkeit genauso als unmoralisch 
anzuprangern? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Dem Bundesarbeits-
minister, wenn ich einmal die Person nehme, und 
seinen beiden Parlamentarischen Staatssekretären 
können Sie dies mit Recht unterstellen. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage? 
— Herr Abgeordneter Gilges zu einer Zusatzfrage. 

Gilges (SPD): Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär, das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfa-

len spricht in einer Aussage davon, daß die illegale 
Beschäftigung eine neue Form von Kriminalität sei. 
Teilen Sie die Meinung, und wenn j a, was tun Sie 
nun konkret in der Verschärfung der Gesetzgebung 
gegen diese neue Form der Kriminalität? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich teile die Meinung 
des Landeskriminalamts. Wenn Sie unsere bishe-
rige Diskussion zu diesem Thema mit Aufmerksam-
keit verfolgt haben, konnten Sie feststellen, daß ich 
alle die Maßnahmen, die zur Realisierung der Ver-
folgung eingesetzt werden können, in den letzten 
20 Minuten aufgezeigt habe. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 22 der 
Abgeordneten Frau Matthäus-Maier auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Arbeitsämter auf 
Karteikarten, die zur Bekanntgabe freier Ausbildungsstellen 
an Unternehmen verschickt werden, eine geschlechtsspezifi-
sche Unterscheidung vorgeben („Ausbildungsplatz: — für 
Mädchen, — für Jungen, — für Mädchen oder Jungen"), und 
sieht die Bundesregierung hier nicht einen Verstoß gegen die 
Regelung des Arbeitsrechtlichen EG-Anpassungsgesetzes, 
wonach ein Arbeitsplatz geschlechtsneutral ausgeschrieben 
werden soll? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, sind 
Sie einverstanden, daß ich Ihre Fragen 22 und 23 
gemeinsam beantworte? 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe auch noch 
Frage 23 der Abgeordneten Frau Matthäus-Maier 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, auf die Bundesanstalt für 
Arbeit einzuwirken, sich an Wortlaut und Sinn des genann-
ten Gesetzes zu orientieren und die geschlechtsneutrale Aus-
schreibung des Arbeitsplatzes zu berücksichtigen, das heißt, 
insbesondere entsprechende Karteikarten zu verwenden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Bei den Karteikar-
ten, die zur Bekanntgabe freier Ausbildungsstellen 
an Unternehmen geschickt werden, handelt es sich 
um einen Vordruck, mit dem die Arbeitsämter all-
jährlich Betriebe um die Erteilung eines Auftrags 
zur Vermittlung von Jugendlichen in Ausbildungs-
stellen bitten. Durch das Ausfüllen dieser Vor-
drucke werden keine Ausbildungsstellen ausge-
schrieben. Vielmehr stellen die Vordrucke ein inter-
nes karteitechnisches Arbeitsmittel dar. Ein Ver-
stoß gegen das Arbeitsrechtliche EG-Anpassungs-
gesetz liegt demnach nicht vor. 
Die Gestaltung des allgemein verwendbaren Vor-

drucks muß berücksichtigen, daß es noch einige Be-
rufe gibt, in denen Mädchen nicht ausgebildet wer-
den dürfen. Vor allem aber ist die interne Kenntnis 
der leider noch bestehenden geschlechtsspezifi-
schen Unternehmerpräferenzen für die Durchfüh-
rung der Ausbildungsstellenvermittlung im Inter-
esse einer erfolgreichen Vermittlung der weibli-
chen Bewerber notwendig. Nur dann nämlich ist die 
Berufsberatung in der Lage, ihre Auftraggeber ge-
zielt und unter Hinweis auf § 611 b Satz 1 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches davon zu überzeugen, daß 
sowohl Jungen als auch Mädchen für die meisten 
Ausbildungsberufe gleichermaßen in Frage kom-
men, und auf eine entsprechende Änderung des 
Vermittlungsauftrages hinzuwirken. Wenn die Be-
triebe bei der ersten Kontaktaufnahme mit dem 
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Arbeitsamt ihre spontanen Einstellungspräferen-
zen nicht mitteilen könnten, würde dies darüber 
hinaus möglicherweise dazu führen, daß sie ihre 
Vermittlungsaufträge zurückziehen oder die Hilfe 
der Berufsberatung bei der Besetzung ihrer Ausbil-
dungsstellen nicht mehr in Anspruch nehmen. 

Vizepräsident Frau Renger: Bitte sehr, Frau Kolle-
gin. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Herr Staatssekretär, 
meine erste Frage ist: Haben Sie eine solche Kartei-
karte schon einmal in der Hand gehabt, und sind 
Sie nicht mit mir der Meinung, wenn Sie sie schon 
einmal gesehen haben, daß durch diese Form der 
Aufteilung, nämlich „Haben Sie einen freien Ausbil-
dungsplatz, a) für Mädchen, b) für Jungen, c) für 
beide?", praktisch den Arbeitgebern nahegelegt 
wird, das eine oder das andere anzukreuzen, und 
sind Sie dann nicht der Ansicht, daß man damit 
dem Sinn und Zweck des Europäischen Arbeits-
rechtlichen Anpassungsgesetzes zuwiderhandelt? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Auffas-
sung nicht. Die Karteikarte habe ich noch nicht in 
der Hand gehabt. In der nächsten Woche können 
Sie mich befragen, dann habe ich sie hoffentlich in 
der Hand gehabt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Haben Sie nicht ver-
folgt — dadurch bin ich nämlich erst darauf gesto-
ßen, um ehrlich zu sein —, daß in den großen Kam-
pagnen von Tageszeitungen bei der Suche nach 
mehr Lehrstellen alle möglichen Berufe, die mit der 
Frage Mann oder Frau überhaupt nichts zu tun ha-
ben, ausschließlich für Jungen ausgeschrieben wer-
den, und können Sie sich nicht vorstellen, daß das 
mit ein Grund dafür ist, daß diese Karteikarten dem 
Arbeitgeber diese Aufteilung geradezu nahelegen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich würde die Schuld 
nicht den Karteikarten in die Schuhe schieben — 
falls  ich zu einer solchen Bewertung komme wie 
Sie. Ich glaube aber, es ist vielleicht eine Änderung 
der Bewußtseinslage durch uns und durch andere 
nötig, um diesen Ihren Eindruck, den Sie subjektiv 
— das ist jetzt keine Wertung — aus den Maßnah-
men, den Kampagnen der Zeitungen gewonnen ha-
ben, zu verwischen. Mein Eindruck durch das, was 
ich gelesen habe — nun lesen wir möglicherweise 
nicht die gleichen Zeitungen —, ist ein anderer als 
Ihrer. Ich schließe trotzdem nicht aus, verehrte 
Frau Kollegin, daß wir hier gemeinsam zu einer 
Verbesserung der Bewußtseinslage einiges tun 
müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Ich beziehe mich z. B. 
auf den „General-Anzeiger" von heute morgen mit 
seinen vielen, vielen Beispielen dafür, daß Lehrstel-
len in Berufen, die rechtlich wie tatsächlich ohne 
weiteres von Mädchen ausgeübt werden können,  

für Jungen ausgeschrieben werden. Glauben Sie 
nicht, daß man der von Ihnen richtigerweise ge-
nannten Änderung der Bewußtseinslage auch da-
durch ein bißchen nachhelfen sollte, daß man nicht 
in solchen Karteikarten die Arbeitgeber geradezu 
zu einer geschlechtsspezifischen Aufteilung moti-
viert? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Nein. In Erwartung 
der Betrachtung dieser Karte — unter diesem Vor-
behalt sage ich jetzt meine Antwort — und nach 
dem, was ich hierzu gelesen habe, ist das ein Hilfs-
mittel und kein Abwehrmittel — entschuldigen Sie 
dieses Wort — in der von Ihnen hier getroffenen 
Definition. Sollte ich in der nächsten Woche, nach-
dem ich die Karte gesehen habe, zu einer anderen 
Beurteilung kommen, stehe ich nicht an, mich hier 
in aller Öffentlichkeit zu korrigieren. Im Augen-
blick ist mein felsenfester Eindruck, daß diese 
Karte ein Hilfsmittel ist, um auch Mädchen zu ver-
mitteln. Natürlich können Mädchen heute noch 
nicht in alle Berufe vermittelt werden. Da gibt es 
viele alte Zöpfe abzuschneiden. Da gibt es noch eini-
ges gemeinsam zu tun. Ich würde jedoch die Kartei-
karte nicht als den Schuldigen für das betrachten, 
was wir alle zusammen möglicherweise versäumt 
haben. 

Vizepräsident Frau Renger: Vierte Zusatzfrage. 

Frau Matthäus -Maier (SPD): Da Sie so auf die Be-
wußtseinslage und die Notwendigkeit ihrer Verän-
derung abstellen — worin ich Ihnen zustimme — , 

frage ich: Soll ich daraus den Schluß ziehen, daß Sie 
das damals von uns gemeinsam verabschiedete EG-
Anpassungsgesetz, in dem das Gebot der ge-
schlechtsneutralen Ausschreibung steht, etwa für 
falsch oder für überflüssig halten? Das sollte doch 
genau dem nachhelfen, was Sie hier vortragen. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Es bleibt der Dissens 
zwischen uns beiden. Sie meinen, das sei ein Ab-
wehrmittel. Ich sage, das ist ein Hilfsmittel. Dieser 
Dissens ist heute nicht auszuräumen, aber mögli-
cherweise dann, wenn wir eine weitere Diskussion 
haben. Einer solchen entziehe ich mich nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Dr. 
Skarpelis -Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis -Sperk (SPD): Herr Staatssekre-
tär, Sie haben auf die Frage der Kollegin Matthäus-
Maier die Einrede gebracht, daß just auf diese 
Karte hin die Unternehmer ihre diskriminierende 
Einstellung zu erkennen gäben und erst daraufhin 
den Mitarbeitern der Arbeitsämter die Möglichkeit 
gegeben werde, aufklärende Gespräche mit den Un-
ternehmungen zu führen. Sind Sie nicht der Mei-
nung, daß die Mitarbeiter auf Grund der bestehen-
den Arbeits- und Lehrstellenlage dieses zeitlich 
überhaupt nicht können, und sind Sie bereit, sich 
bis zu dieser weiteren Diskussion bei den zuständi-
gen Stellen zu erkundigen, ob sie zu dieser Dienst-
leistung, nämlich dem Überzeugen, angesichts der 
bestehenden Lage überhaupt kommen? 
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Franke, Parl. Staatssekretär: Verehrte Frau Kolle-
gin, ich sage noch einmal: Wir sollten es uns nicht 
so leicht machen und einem technischen Hilfsmittel 
die Schuld für etwas zuweisen, was wir möglicher-
weise selber an die Hand nehmen sollten. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das habe 
ich nicht getan!) 

Ich komme zu einer anderen Bewertung dieses 
Hilfsmittels als Sie. Das war auch der Gegenstand 
der ganzen Frage hier. Ich habe das so verstanden. 
Bitte, ich bin für eine weitere Diskussion bereit. 
Lassen Sie mich jetzt einmal eine Wertung tref-

fen. Es wäre zu bequem, die Schuld für die Pro-
bleme bei der Überwindung der sehr schwierigen 
Lage, wie wir sie bei einer konjunkturellen Schwä-
che mit einem Gott sei Dank hohen Geburtenüber-
schuß haben, 

(Duve [SPD]: Was heißt hier „Gott sei 
Dank"?) 

— Gott sei Dank haben wir einen Geburtenüber-
schuß, Gott sei Dank! —, unter anderem einer Kar-
teikarte zuzuschreiben, indem man in ihr den 
Grund für die Vermittlungsschwierigkeiten sieht. 
Ich glaube, das liegt tiefer, und dieser Diskussion 
will ich mich, wie gesagt, Frau Kollegin, nicht ent-
ziehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, da 
Sie in Ihren Ausführungen die Bewußtseinslage so 
stark herausstellen, frage ich Sie: Meinen Sie nicht, 
daß es in erster Linie Aufgabe der Bundesregierung 
ist, Gesetzesdurchführungen zu überwachen, und 
zwar erst recht bei einer Bundesanstalt für Arbeit? 
Im übrigen macht es die Bundesanstalt für Arbeit 
bei Vermittlungsaufträgen durchaus, daß sie gene-
rell geschlechtsneutral ausschreibt und auch er-
faßt. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, natür-
lich ist es unsere Aufgabe, die Arbeit der Bundesan-
stalt im Rahmen der Rechtsaufsicht zu überwa-
chen. Das entsprechende Gesetz ist am 1. Januar 
1982 in Kraft getreten, und die Bundesanstalt für 
Arbeit hat die Zeit gebraucht, um diese Institution 
einzurichten. Wenn ich mich richtig erinnere — 
Frau Kollegin, Sie sind Mitglied des Ausschusses 
für Arbeit und Sozialordnung — haben wir der Bun-
desanstalt diese Zeit eingeräumt. Sie sehen diese 
Karteikarte als Antivermittlungsbemühung an; ich 
kann nicht zu der gleichen Wertung kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben eine Zusatz-
frage, Frau Kollegin Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie das Wort „Gott sei Dank", das Sie dreimal 
angewandt haben, vor allem in bezug auf die Aus-
sichten erläutern, die die jungen Menschen aus die-
sem Geburtenüberschuß haben? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Aber gern, wenn die 
Frau Präsidentin das zuläßt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich habe das soeben 
überlegt; aber das steht wirklich in Ihrer Entschei-
dung. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Es ist angesichts ei-
ner konjunkturellen Schwäche sicherlich schwer, 
die Bemühungen zu Ende zu führen, die wir in die-
sem Jahr übernommen haben. Ich bin sicher, daß es 
uns für dieses Jahr gelingt, die Ausbildungsplatzsu-
chenden unterzubringen. Wir wissen, daß im näch-
sten Jahr gleich große Probleme da sind. Außerdem 
wird das Problem noch dadurch verschärft, daß ein 
Teil derjenigen, die eine universitäre Ausbildung 
aufgenommen haben, diese abbrechen und auch in 
das duale System streben. Diese Aufgabe müssen 
die Regierung, die Parteien, die Gewerkschaften 
und die Arbeitgeberverbände übernehmen. Dieser 
Aufgabe werden wir gerecht werden können. Des-
sen bin ich ganz sicher. Für dieses Jahr ist das mit 
einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit 
schon zu übersehen. 

(Duve [SPD]: Was der liebe Gott damit zu 
tun hat, habe ich immer noch nicht ver-
standen! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 24 
des Herrn Abgeordneten Kuhlwein auf: 

Trifft es zu, daß nach dem Entwurf des Haushaltsbegleit-
gesetzes 1984 arbeitslose Lehrer, die Anspruch auf Arbeitslo-
senhilfe haben, kumulative Kürzungen sowohl durch eine 
Änderung des Besoldungsrechts als auch des Arbeitsförde-
rungsgesetzes hinnehmen müssen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Wegen der schwieri-
gen Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit und 
des Bundes sind Leistungseinschränkungen auch 
für Arbeitslosengeld- und Arbeitslosenhilfebezieher 
unumgänglich. Sie hätten sich nur durch eine er-
neute Beitragserhöhung vermeiden lassen. Die da-
mit verbundene weitere Verschärfung der Abgabe

-

last für Arbeitnehmer und Arbeitgeber wäre jedoch 
unvertretbar. Sie würde die Investitionsbereitschaft 
der Unternehmen schwächen und damit die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze verhindern. 

Kürzungen können nach Ansicht der Bundesre-
gierung, nachdem wir die Kassenlage vor etwa ei-
nem Jahr so vorgefunden haben, wie wir sie der 
Öffentlichkeit dann dargestellt haben, am ehesten 
noch Leistungsbeziehern zugemutet werden, bei de-
nen, wie z. B. bei den nach Abschluß der Ausbildung 
arbeitslosen Lehrern, nach geltendem Recht die 
Leistungsbemessungsgrundlage erheblich über 
dem bisher bezogenen Entgelt liegt. Aus diesem 
Grunde ist für alle Auszubildenden vorgesehen, daß 
sich das Arbeitslosengeld bzw. die Arbeitslosenhilfe 
nach Abschluß der Ausbildung nach 50 v. H. und 
nicht mehr nach 75 v. H. des Arbeitsentgeltes rich-
tet, das der Arbeitslose auf Grund seiner während 
der Ausbildung erworbenen Kenntnisse und Fähig-
keiten in Zukunft verdienen könnte, mindestens 
aber nach der bisher bezogenen Ausbildungs-
vergütung. Außerdem vermindert sich für Lei-
stungsbezieher ohne Kinder die Arbeitslosenhilfe 
von 58 v. H. um 2 Prozentpunkte auf 56 v. H. der 
Bemessungsgrundlage. 
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Parl. Staatssekretär Franke 
Neben diesen beiden Minderungen, die für alle 

Arbeitslosenhilfebezieher gelten, wird sich die im 
Haushaltsbegleitgesetz 1984 vorgesehene niedri-
gere Eingangsbesoldung im öffentlichen Dienst, 
z. B. für ehemalige Referendare, die jetzt Lehrer 
sind, auch bei der Bemessung von Arbeitslosenhilfe 
auswirken. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Also, Sie bestätigen, Herr Staats-
sekretär, daß arbeitslose Lehrer, die originäre 
Arbeitslosenhilfe erhalten, in ihren Ansprüchen 
durch das Haushaltsbegleitgesetz mehrfach einge-
schränkt werden? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich will das mit ei-
nem Beispiel belegen: Ein 27jähriger, lediger Gym-
nasiallehrer z. B. erhält statt rd. 990 DM zukünftig 
rund 616 DM Arbeitslosenhilfe. Im einzelnen be-
wirkt die Änderung der Bemessungsgrundlage von 
75 auf 50 v. H. eine Minderung um etwa 275 DM 
monatlich — ich weiche Ihrer Frage nicht aus —, 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 
die Senkung von 58 v. H. auf 56 v. H. eine Minde-
rung um etwa 34 DM monatlich und die Einführung 
einer niedrigeren Besoldungsgruppe eine Minde-
rung um etwa 65 DM monatlich. 
Ich erinnere mich hier an eine Diskussion in ei-

nem parallelen Zusammenhang, in der sich ein pro-
minentes Mitglied Ihrer Fraktion wie ein Mitglied 
meiner Partei Gedanken darüber gemacht haben, 
ob nicht auch die im öffentlichen Dienst Beschäftig-
ten — jetzt nenne ich einmal: künftige Beamte — 
zu einem Solidarausgleich herangezogen werden 
müßten, da die Kassenlage des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden eben so sei, wie sie ist, was — 
jetzt spreche ich nicht von Schuld — diese Regie-
rung nicht zu verantworten hat. 
Lassen Sie mich hier deutlich sagen: Es ging um 

die Änderung von Eingangsgruppen, z. B. bei Leh-
rern. Auch ich habe mich dem Votum, das eines der 
prominenten Mitglieder Ihrer Fraktion einmal in 
der Öffentlichkeit abgegeben hat, angeschlossen. 
Hier geht es um einen solidaren Ausgleich, und der 
ist in schwieriger Zeit zumutbar — so unangenehm 
auch alles ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte 
jetzt nicht die Diskussion mit Ihnen darüber auf-
nehmen, wie das damals wirklich gewesen ist, ob-
wohl es dazu einiges zu sagen gäbe. Fest steht, daß 
die Kürzung der Anwärterbezüge bereits stattge-
funden hat, und es sich jetzt um eine nochmalige 
Kürzung handelt. Aber wie beurteilen Sie Rechen-
beispiele der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft, wonach ein arbeitsloser Lehrer, der sonst 
nach A 12 bezahlter Hauptschullehrer geworden 
wäre, künftig statt 850 DM nur noch 400 DM Ar-
beitslosenhilfe erhalten wird, und wie verträgt sich 
das mit dem Gedanken der Sozialhilfe, die dann  

künftig gezahlt werden muß, damit das Existenzmi-
nimum gesichert ist? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Die Frage, ob diese 
Regelungen dazu führen werden, daß der Regelsatz 
der Sozialhilfe unterschritten wird — das ist der 
Kern Ihrer Frage —, beantworte ich eindeutig mit 
einem Nein. Der Regelsatz zur Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz beträgt 
für einen Alleinstehenden derzeit 345 DM. Zusätz-
lich werden Aufwendungen für Wohnung und Klei-
dung erstattet. Beim Arbeitslosenhilfeempfänger 
kommt bei Vorliegen der Voraussetzungen Wohn-
geld hinzu. Das Zahlenbeispiel, das Sie aus der Zeit-
schrift der GEW gebracht haben, kenne ich nicht, 
aber ich bin mit einem parallelen Beispiel auf diese 
Zahlen eingegangen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie bestätigt 
haben, daß Ihre Politik zur Zeit die ist, diesen Leh-
rer an den Regelsatz der Sozialhilfe heranzuführen, 
frage ich Sie: Veranlaßt diese Situation Sie nicht, 
einmal darüber nachzudenken, den Versicherungs-
schutz dieses Lehrers grundsätzlich auf eine andere 
Basis zu stellen, etwa durch die Erhebung einer 
Arbeitsmarktabgabe oder vergleichbare Finanzie-
rungsinstrumente? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Lutz, 
zu Ihrer Vorbemerkung: Das ist nicht das Ergebnis 
unserer Politik, sondern das ist das Ergebnis der 
Politik unserer Vorgänger, die noch vor einem Jahr 
im Amte waren und denen wir diese Hinterlassen-
schaft verdanken. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß wir von den bewährten Grundsätzen des Be-
rufsbeamtentums abgehen und, was Sie im Hinter-
kopf zu haben scheinen, an die Einführung einer 
Arbeitsmarktabgabe denken. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, wieviel Mil-
lionen DM werden durch diese Kürzungen einge-
spart, und wie sehen Sie diese Einsparungen im 
Verhältnis zu den Steuergeschenken infolge der 
Senkung der Vermögensteuer, die diese Bundesre-
gierung sich offensichtlich doch leisten zu können 
meint? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Sie scheinen bei 
dem, was Sie gerade mit dem Stichwort „Steuerge-
schenke" bezeichnet haben, die Intention und die 
Absicht mißzuverstehen. Diese Dinge sind keine 
persönlichen Geschenke, sondern sie dienen der 
Verstärkung der Finanzkraft hoffentlich auch der 
kleinen und mittleren Unternehmen und dazu, 
mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Ich kann nicht ge-
nau quantifizieren, wieviel bei Ländern und Ge-
meinden, weniger beim Bund, dadurch an Einspa-
rungen eintritt. Ich glaube, daß ich in der Lage bin, 
Ihnen diese Quantifizierungen schriftlich nachzu-
reichen. 
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Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Müller (Wesseling). 

Müller (Wesseling) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, ist die Bundesregierung bereit, entsprechende 
Vorschläge der kommunalen Spitzenverbände zu 
unterstützen, die darauf hinzielen, Teilzeitbeschäf-
tigungen für arbeitslose Lehrer zu ermöglichen? 
Wäre das im Rahmen der Bund-Länder-Kommis-
sion durch die Bundesregierung zu unterstützen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich halte das für ei-
nen hervorragenden Vorschlag. Es entspricht der 
Grundauffassung des Bundesarbeitsministeriums, 
hier Hilfestellung zu leisten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie die von Ihnen dargestellte mehrfache Belastung 
dieser Personengruppe für eine Ausnahme bei Ih-
rer Form, den Haushalt zu konsolidieren, oder ist 
das das Prinzip sozialer Gerechtigkeit, wie Sie es 
verstehen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Peter, 
ich habe mich in den Jahren 1977 und 1978 in die-
sem Hause heftig über die Belastungen auseinan-
dergesetzt, die die alte Regierung und die alte Ko-
alition den Rentnern zugemutet hat. Die Rentner 
sind von der alten Regierung mehrfach belastet 
worden. 

(Duve [SPD]: Lenken Sie doch nicht von 
der Frage ab, Herr Staatssekretär, das geht 

wirklich zu weit!) 
Es ist leider so, daß — Herr Duve, Sie bringen mich 
nicht durcheinander —, wenn wir z. B. die Verle-
gung des Anpassungstermins bei der Rentenversi-
cherung vom 1. Januar 1983 auf den 1. Juli 1983 
nicht vorgenommen hätten, die Rentenversiche-
rung nach den alten Maßstäben und dem, was uns 
die alte Regierung hinterlassen hat, im August zah-
lungsunfähig gewesen wäre. Nur durch den ersten 
Schritt unserer Maßnahmen zur Konsolidierung 
der Rentenversicherung haben wir die Rentenversi-
cherung in die Lage versetzt, auch zu zahlen. 

(Duve [SPD]: Beantworten Sie doch einmal 
die Frage!) 

Das heißt, die Mehrfachbelastungen, von denen Sie 
gerade gesprochen haben, haben 1977 begonnen. 
Das Ausmaß der Belastungen durch die alte Bun-
desregierung ist viel größer einzuschätzen als das, 
was wir den Bürgern nach dieser Hinterlassen-
schaft noch zumuten müssen. 

(Duve [SPD]: Es geht nicht um den Bürger, 
sondern um eine bestimmte Personengrup-
pe, die hier angesprochen worden ist!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Männle. 

Frau Männle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sind Berichte zutreffend, daß Modellversuche, ar-
beitslose Lehrer in den Wirtschaftsbereich umzulei-
ten, bisher gescheitert sind, von diesen nicht ange-

nommen worden sind, und was gedenkt die Bundes-
regierung zu tun, wenn das tatsächlich der Fall 
ist? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, wir müs-
sen der großen Zahl von Lehrern angesichts der 
Entwicklung der Kinderzahl in der Bundesrepublik 
Alternativen anbieten. Anbieten allein reicht aber 
nicht, wenn die Betroffenen nicht bereit sind, diese 
alternativen Beschäftigungen in unserer Wirtschaft 
auch anzunehmen. Hierzu gehört natürlich auch 
eine große Werbung, die wir gemeinsam durchfüh-
ren müssen, um das Bewußtsein in der Gesellschaft 
zu verändern, daß man nicht immer entsprechend 
der Ausbildung, die man bekommen hat, beschäftigt 
werden kann — ein großer Teil eines Jahrgangs, für 
den heute keine Beschäftigung mehr da ist, wurde 
praktisch von den Politikern zur universitären Aus-
bildung gebracht —, sondern auch bereit sein sollte, 
ein anderes Beschäftigungsverhältnis anzunehmen. 
Wir unterstützen solche Bemühungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht mit mir einer Meinung, daß es besser ist, 
wieder zu der Art, wie Fragen generell beantwortet 
werden, überzugehen als auf bayerische Methoden 
auszuweichen, indem Sie Nebenkriegsschauplätze 
eröffnen? 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Verehrter Herr Kolle-
ge, diese Frage kann ich wirklich nicht zulassen, 
weil sie nicht unmittelbar im Zusammenhang mit 
der Fragestellung steht. 
Wir gehen über zur nächsten Zusatzfrage. Herr 

Abgeordneter Jannsen hat das Wort. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir bitte erläutern, welchen sozialen 
Aspekt Sie darin sehen, daß Sie den Solidaraus-
gleich in diesem Fall von denjenigen fordern, die 
unter den Schwierigkeiten unserer derzeitigen wirt-
schaftlichen Entwicklung und der staatlichen Maß-
nahmen bei der Einschränkung der Planstellen für 
Lehrer am stärksten zu leiden haben? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ich muß Ihnen wi-
dersprechen. Nicht allein diese Gruppe leidet unter 
den Folgen der vergangenen Jahre, sondern auch 
andere Gruppen. Wir sind gezwungen — und wir 
erfüllen diese Aufgabe —, alle in Arbeit und Brot zu 
bringen. Das heißt, es wird kein Unterschied zwi-
schen den verschiedenen Berufsgruppen zu ma-
chen sein. 

(Zuruf von der SPD: Na, na, na!) 

Vizepräsident Frau Renger: Letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Heistermann. 

Heistermann (SPD): Herr Staatssekretär, nach-
dem Sie verschiedene Fragen nicht quantifizierbar 
beantworten konnten, können Sie folgende Frage 
beantworten: Wieviel Geld will die Bundesregie- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 24. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 28. September 1983 	1643 

Heistermann 
rung einsetzen, damit es zur Veränderung der Be-
wußtseinslage, wie Sie hier angeführt haben, ausge-
geben werden kann? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
nicht primär eine Frage des Geldes, sondern viel-
mehr eine Frage der Gesinnung und der Handlung. 
Wir beide sollten hier tätig werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 25 des 
Herrn Abgeordneten Haungs auf: 

Hält die Bundesregierung es nicht auch für zumutbar und 
für die Betroffenen im Vergleich zur Arbeitslosigkeit als we-
sentlich günstiger, wenn diese einen Arbeitsplatz mit zwölf 
Monatslöhnen behielten, aber auf alle Sonderzahlungen ver-
zichteten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Ihre Frage, Herr 
Kollege, wird sich nur von Fall zu Fall beantworten 
lassen. Ich darf in diesem Zusammenhang darauf 
aufmerksam machen, daß nach § 4 Abs. 4 des Tarif-
vertragsgesetzes ein Verzicht auf tarifvertraglich 
geregelte Leistungen — also auch auf tarifliche 
Sonderzahlungen — nur in einem von den Tarifver-
tragsparteien gebilligten Vergleich zulässig ist. So-
weit Arbeitnehmer und Arbeitgeber an einen Tarif-
vertrag gebunden sind, ist somit ein Verzicht auf 
tarifliche Sonderzahlungen weitgehend ausge-
schlossen. 
Es wäre Sache der Tarifvertragsparteien, der 

wirtschaftlichen Lage bestimmter Betriebe Rech-
nung zu tragen und zur Sicherung von Arbeitsplät-
zen unternehmensspezifische Regelungen zu tref-
fen. Das geltende Tarifvertragsrecht gibt den Tarif-
vertragsparteien für eine derartige betriebsnahe 
Tarifpolitik geeignete Gestaltungsmöglichkeiten an 
die Hand. Soweit die Arbeitsbedingungen nicht ta-
rifvertraglich geregelt sind, sind die Arbeitsver-
tragsparteien frei, Absprachen zu treffen. 

(Duve [SPD]: Ist das eine Empfehlung an 
die Tarifvertragsparteien?) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Haungs. 

Haungs (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, habe 
ich Sie richtig verstanden, daß die Bundesregierung 
der Meinung ist, daß die Tarifparteien solche Rege-
lungen treffen sollen, die den Arbeitsplatz erhalten 
und die Bundesanstalt für Arbeit und den Steuer-
zahler in Zukunft entlasten? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann das noch einmal wiederholen. Es ist Sache der 
Tarifvertragsparteien, sich in einer solchen Frage 
zu einigen, wenn die unternehmensspezifische Si-
tuation dies erfordert. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Dr. 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie mit mir die Auffassung, daß die Beantwortung 
der Frage des Herrn Fragestellers vor mir im 
Grunde einen Abwägungsprozeß impliziert, der ein-
deutig zu Lasten derer geht, die die Schwächeren  

auf dem Arbeitsmarkt sind, und halten Sie das aus 
Sicht der Bundesregierung für gut? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Es ist eine Bewer-
tung, die Sie über den Inhalt der Frage des Frage-
stellers vorgenommen haben. Das ist Ihre eigene 
Angelegenheit. Das, was ich zu diesem Thema ge-
sagt habe, ist nicht nur meine private Meinung, son-
dern auch die Meinung der Bundesregierung. Es ist 
Angelegenheit der Tarifvertragsparteien, diese Fra-
gen zu regeln, und dazu gehören zwei. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß Unternehmen und Ar-
beitgeber bei Einstellungen die Arbeitnehmer zu-
nehmend bedrängen, auf tarifvertragliche Rechte 
freiwillig zu verzichten, und wird die Bundesregie-
rung — nachdem sie die Rechtslage, wie Sie eben 
dargestellt haben, derart beurteilt, daß ein einseiti-
ger Verzicht nicht in Betracht kommt — eine Infor-
mationskampagne dahin gehend führen, daß die Ar-
beitnehmer aufgeklärt werden, daß sie sich solchen 
Pressionen nicht zu beugen brauchen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Stieg-
ler, ich bin ein alter Gewerkschafter, und ich will 
den Gewerkschaften nicht ins Handwerk pfuschen. 
Das ist eine Angelegenheit, die die Gewerkschaften 
im ureigensten Interesse der von ihnen zu Betreu-
enden zu übernehmen haben. Wenn ich Flanken-
schutz geben kann, selbstverständlich. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 26 der 
Frau Abgeordneten Männle auf: 

Kann die Bundesregierung die Behauptung bestätigen, 
daß im Zusammenhang mit der Rentenprobelamtik der Be-
griff des „Generationenvertrages" insofern in Frage zu stel-
len sei, als die Ansicht vertreten wird, daß im Regelfall die 
jeweilige Rente ausschließlich auf der eigenen Beitragslei-
stung des Versicherten — zusammen mit dem Arbeitgeber-
anteil — beruhe? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Franke, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, darf 
ich die von Ihnen gestellten zwei Fragen gemein-
sam beantworten? 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragestellerin ist 
einverstanden. Daher rufe ich auch die Frage 27 der 
Frau Abgeordneten Männle auf: 

Kann die Bundesregierung anhand typischer Rentenfälle 
vergleichend aufzeigen, welche Rente der Versicherte er-
hielte, wenn die Rente ausschließlich aus geleisteten kapita-
lisierten Beitragszahlungen (einschließlich Arbeitgeberan-
teil) bestünde bzw. welche Eigenleistungen (einschließlich 
Arbeitgeberanteil) hätten erbracht werden müssen, um die-
selbe Rente zu erreichen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Mit der von Ihnen 
zitierten Behauptung soll offenbar ein Widerspruch 
zwischen dem Umlageverfahren, auf dem die Fi-
nanzierung der Leistungen der gesetzlichen Ren-
tenversicherung beruht, und dem Prinzip der Bei-
tragsbezogenheit der Renten der gesetzlichen Ren-
tenversicherung konstruiert werden. Das ist aber 
nicht möglich. Derartigen Überlegungen liegt wohl 
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Pari. Staatssekretär Franke 
ein Mißverständnis bezüglich des Begriffs „Bei-
tragsbezogenheit der Renten" zugrunde. 

Das Prinzip der Beitragsbezogenheit der Renten 
besagt ja nicht, daß der Rentner im Leistungsfall 
die von ihm und gegebenenfalls auch von seinem 
Arbeitgeber eingezahlten Beträge verzinst wieder 
ausgezahlt bekommt. Es besagt vielmehr, daß der 
Versicherte A, der doppelt so hohe Beiträge wie der 
Versicherte B gezahlt hat, grundsätzlich, d. h. von 
Regelungen zum sozialen Ausgleich einmal abgese-
hen, eine doppelt so hohe Rente wie B erhält. Wer 
mehr zahlt, länger beschäftigt war und Beiträge ge-
zahlt hat, erhält eine höhere Rente. Der Versicher-
te X, der doppelt so lange gleich hohe Beiträge wie 
der Versicherte Y gezahlt hat, erhält ebenfalls 
grundsätzlich eine doppelt so hohe Rente wie Y. 

Wenn die Rentner von heute nur die von ihnen 
und gegebenenfalls von ihren Arbeitgebern einge-
zahlten Beiträge verzinst zurückerhielten, könnte 
ihnen nur ein Bruchteil der Renten geleistet wer-
den, die sie tatsächlich erhalten. Im einzelnen 
komme ich auf diesen Gegenstand noch in meiner 
Antwort auf Ihre zweite Frage zurück. 

Zwischen dem Umlageverfahren, dem der Ge-
danke des Generationenvertrages zugrunde liegt, 
und dem Prinzip der Beitragsbezogenheit der Ren-
ten gibt es also keinen Widerspruch. 

Nun zu Ihrer zweiten Frage. Ein Versicherter der 
Rentenversicherung der Arbeiter oder der Ange-
stellten, der mit 16 Jahren in die Rentenversiche-
rung eingetreten ist, fortlaufend Beiträge auf der 
Basis des Durchschnittsentgelts der Versicherten 
der Rentenversicherung entrichtet hat und am 
31. Dezember 1982 65 Jahre alt geworden ist, erhält 
1983 im Monatsdurchschnitt eine Rente von rund 
1 500 DM. Wären die von dem Versicherten geleiste-
ten Beiträge verzinslich angesammelt worden, so 
würde die aus dem angesammelten Kapital zu fi-
nanzierende Rente insbesondere von der Höhe der 
erwirtschafteten Zinsen abhängen. 

(Zuruf von der SPD: Bei welchem Zins-
satz?) 

Vernachlässigt man z. B. die Auswirkungen der 
Währungsreform und legt durchschnittlich Verzin-
sungen von 5 bzw. 7 v. H. zugrunde, so ergeben sich 
für Männer unter Berücksichtigung einer Anwart-
schaft auf Witwenrente in Höhe von 60 v. H. der Ver-
sichertenrente bei Verwendung der Richttafeln von 
Heubeck/Fischer folgende Monatsrenten: bei einem 
Zinssatz von 5 v.H. 550 DM pro Monat, bei 7 v.H. 
750 DM pro Monat. 

(Zuruf von der SPD: Und bei 10 v. H?) 

Diese Renten könnten entsprechend der zukünfti-
gen Zinsentwicklung — wenn man dieses System 
wählen würde — angepaßt werden. 

Der Anteil dieser hypothetischen Monatsrenten 
an den tatsächlich gezahlten beläuft sich also auf 37 
bzw. 50 v.H. Nur zu diesem Vomhundertsatz wird 
die tatsächlich gezahlte Rente durch die geleisteten 
Beiträge finanziert. 

Legt man bei den Berechnungen statt des tat-
sächlichen Beitragssatzes, der bis zum 30. Juni 1942  

in der Rentenversicherung der Arbeiter 5 v. H. be-
trug, den heutigen Beitragssatz von 18,5 v. H. 
zugrunde, so ergeben sich Renten von 800 bzw. 
1 200 DM je Monat. Das sind 53 bzw. 80 v. H. der tat-
sächlich gezahlten Renten. 

Geht man bei diesem Beispiel statt von einer Al-
tersgrenze von 65 Jahren von einer solchen von 
60 Jahren aus, so beläuft sich die im Jahre 1983 im 
Monatsdurchschnitt tatsächlich gezahlte Rente auf 
rund 1 350 DM. Im Vergleich dazu würden sich auf 
der Basis eines Beitragssatzes von durchgehend 
18,5 v.H. die aus dem angesammelten Kapital fi-
nanzierten Renten auf monatlich 600 bzw. 800 DM 
belaufen. Das sind 44 bzw. 63 v.H. der tatsächlich 
gezahlten Renten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau Ab-
geordnete Männle. 

Frau Männle (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ich 
kann Ihrer Antwort entnehmen, daß von der gesetz-
lichen Rentenversicherung ein weitaus höheres Ru-
hestandsgeld gezahlt wird als von einer privaten 
Versicherung, an die gleich hohe Beiträge geleistet 
worden sind? Was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um die Mißverständnisse, die ich durch meine 
Fragestellung aufdecken wollte, in der Öffentlich-
keit auszuräumen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das ist eine wichtige 
Aufgabe, der sich die Bundesregierung unterziehen 
muß, primär aber die Rentenversicherungsträger. 
Ich werde Ihre Anfrage zum Anlaß nehmen, gleich 
im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, wo die 
Vertreter der Rentenversicherung anläßlich einer 
Sachverständigenanhörung anwesend sind, noch 
einmal auf diesen Tatbestand hinzuweisen. 

(Duve [SPD]: Da haben wir die Bundesre

-

gierung fix auf Trab gebracht!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, wie be-
urteilen Sie im Zusammenhang mit dem von Ihnen 
dargestellten Sachverhalt den Begriff der Besitz-
standswahrung bei geleisteten Rentenbeiträgen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Das ist ein auch vom 
Verfassungsgericht eindeutig definierter Tatbe-
stand. Für geleistete Beiträge müssen entspre-
chende Leistungen gewährt werden. Das Bundes-
verfassungsgericht setzt also hier noch einmal deut-
lich fest — was auch Auffassung der Bundesregie-
rung ist —, daß Leistung und Gegenleistung in ei-
nem ganz bestimmten Verhältnis zueinander ste-
hen müssen. Geleistete Beiträge sind Eigentum im 
Sinne des Art. 14 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Vizepräsident Frau Renger: Wir kommen zu den 
Fragen 28 und 29. — Herr Kollege Stiegler, sind Sie 
damit einverstanden, daß die Fragen gemeinsam 
beantwortet werden? 

(Stiegler [SPD]: Ja!) 
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Vizepräsident Frau Renger 
— Gut, dann rufe ich Frage 28 und 29 des Herrn 
Abgeordneten Stiegler auf: 

Trifft es zu, daß die Krankenkassen die Kosten für Fluorid

-

tabletten zur Kariesvorsorge für Kinder nicht übernehmen, 
weil sie sich nicht zur Vorsorge berechtigt fühlen, sondern 
erst eine Verpflichtung im Krankheitsfalle ansehen? 

Wird die Bundesregierung, wie viele Kinderärzte den Bun-
desverbänden der Krankenkassen empfehlen, die Weiter-
gabe von Fluoridtabletten an Kinder im Schulalter finan-
zieren? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Die gesetzlichen 
Krankenkassen sind gemäß § 364 Abs. 1 Nr. 1 der 
Reichsversicherungsordnung berechtigt, Mittel zur 
Finanzierung von Maßnahmen der Krankheitsver-
hütung einzusetzen. Auch die Übernahme der Ko-
sten für Fluoridtabletten zur Kariesverhütung bei 
Kindern ist danach möglich. Eine Verpflichtung der 
Krankenkassen zur Kostenübernahme besteht je-
doch nur dann, wenn sie dies in ihrer Satzung fest-
gelegt haben. Einige Krankenkassen übernehmen 
bereits seit einiger Zeit die Kosten für Fluoridtab-
letten zur Kariesvorsorge im Kinder- und Jugendli-
chenalter. 

Die Selbstverwaltungskörperschaften von Kran-
kenkassen und Kassenzahnärzten prüfen seit ge-
raumer Zeit, auf welche Art und Weise eine flächen-
deckende Zahnprophylaxe, zu der als wichtiger Be-
standteil auch Fluoridierungsmaßnahmen gehören,  

in der Bundesrepublik verwirklicht werden kann. 
Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
wird in Kürze mit den Beteiligten nochmals Ge- 
spräche über den Sachstand führen, um in dieser 
gesundheitspolitisch wichtigen Frage möglichst 
rasch voranzukommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord-
neter Stiegler. 

Stiegler (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir die Krankenkassen — aufgeschlüsselt nach 
Landesverbänden — nennen, die sich bereits sat-
zungsgemäß an dieser Aktion beteiligen? 

Franke, Parl. Staatssekretär: Aber selbstverständ-
lich. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz-
fragen. Wir sind damit am Ende der Fragestunde. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Donnerstag, den 29. September 
1983, 8 Uhr ein. Wir beginnen mit einer Aktuellen 
Stunde. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.29 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Wolfram (Recklinghausen) 
(SPD) (Drucksache 10/407 Fragen 4 und 5): 

Was hat die Bundesregierung getan, um die baden-würt-
tembergische Landesregierung zur Beibehaltung der ener-
giepolitisch gewollten und richtigen Kohleverstromungspoli-
tik zu veranlassen, falls es stimmt, daß die Landesregierung 
von Baden-Württemberg den Einsatz deutscher Kohle bei 
der Verstromung drastisch reduzieren, mehr Importkohle 
einsetzen, den „15-Jahre-Kohleverstromungsvertrag" korri-
gieren und den Ausbau des Kernkraftwerkes Wyhl stark for-
cieren will? 

Wie gedenkt die Bundesregierung die Widersprüche zu be-
seitigen, daß sie einerseits den „Kohlevorrang bei der Ver-
stromung" betont, aber andererseits CDU/CSU-geführte Lan-
desregierungen mit Macht darauf drängen, davon abzukeh-
ren? 

Die Kohleverstromungspolitik der Bundesregie-
rung ist abgesichert durch die Kohleabnahmever-
träge der einzelnen Elektrizitätsversorgungsunter-
nehmen im Rahmen des 15-Jahresvertrages und die 
flankierenden Regelungen des 3. Verstromungsge-
setzes und des Kohlezollkontingentgesetzes. Eine 
drastische Reduzierung der Abnahme deutscher 
Kohle - wie von Ihnen angesprochen - zugunsten 
z. B. eines Mehreinsatzes von Importkohle würde 
eine zwischen den Beteiligten einvernehmliche Än-
derung der privatwirtschaftlichen Bezugsverträge 
voraussetzen sowie entsprechende Änderungen der 
genannten Gesetze. Diese Rechtslage ist selbstver-
ständlich auch den Landesregierungen bekannt. 
Die Bundesregierung geht daher auch weiterhin 
von der Verwirklichung des Vertrages zwischen 
Bergbau und Elektrizitätswirtschaft aus. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Hoffmann (Saarbrücken) (SPD) 
(Drucksache 10/407 Frage 6): 

Hat die Bundesregierung in einer Sitzung der Arbeits-
gruppe Energie der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Anfang 
September 1983 die Zusicherung gegeben, daß für die Saar-
bergwerke eine Grubenstillegung nicht betrieben wird (laut 
Saarbrücker Zeitung vom 10./11. September 1983)? 

Der gegenwärtige Absatzrückgang bei der deut-
schen Steinkohle, auch bei der Saarbergwerke AG, 
resultiert aus dem sinkenden Kokskohlebedarf der 
europäischen Stahlindustrie und ist insofern struk-
tureller Art. Die Bundesregierung ist daher der Auf-
fassung, daß die Förderkapazität dem geringeren 
Absatz angepaßt werden muß. 

Entsprechend den Zielen ihrer Kohlepolitik muß 
die Bundesregierung von allen Bergbauunterneh-
men verlangen, daß sie ihre Förderkapazität so ein-
richten, daß die heimischen Lagerstätten optimal 
genutzt werden. Dazu gehört vor allem die Konzen-
tration der Förderung auf kostengünstige Anlagen. 
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Der Vorstand der Saarbergwerke hat — wie an-
dere Bergbauunternehmen auch — zur Vorberei-
tung der Kohlerunde am 29. September verschie-
dene Alternativen zur Förderung auf sechs oder 
fünf Standorten vorgelegt. Diese haben die zustän-
digen Ressorts des Bundes und Saarlandes unter 
Hinzuziehung des Vorstandes der Saarbergwerke 
AG erörtert und geprüft. Zwischen allen Beteiligten 
besteht Einvernehmen, daß das Saarrevier zum Ab-
bau des strukturellen Kapazitätsüberhangs beitra-
gen muß. Ferner besteht Einvernehmen, daß es 
Aufgabe und Verantwortung der zuständigen Or-
gane der Saarbergwerke ist, die notwendigen Ent-
scheidungen unter Berücksichtigung der energie-, 
finanz-, regional- und sozialpolitischen Eckdaten 
selbst zu treffen. 

In diesem Sinne wurde die Arbeitsgruppe Ener-
gie der CDU/CSU-Bundestagsfraktion über den bis-
herigen Stand unterrichtet. 
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